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INSERAT

Hanspeter Weibel, Baselbieter SVP-
Stratege, ist der Widerspruch schon
seit längerem ein Dorn im Auge. «Ei-
nerseits streitet man sich ewig über ei-
nen 5000-fränkigen Veloständer. Und
andererseits winkt man Millionenpro-
jekte einfach durch.»

Auch er ist sich bewusst, dass die
Millionenprojekte sehr komplex sind
und sich kaum alle Landräte vertieft
damit auseinandersetzen können. Das
Schicksal des Milizparlaments will er
aber nicht einfach hinnehmen. Geht
es nach Weibel, werden in der Zukunft
die neuen Vorlagen mit einem Preis-
schild versehen. In einer Motion, die er
im Namen der SVP-Fraktion an der
nächsten Landratssitzung einreicht,
will er die Finanz- und Kirchendirekti-
on in die Pflicht nehmen. Sie soll bei
jeder Vorlage, die finanzielle Auswir-
kungen haben könnte, «vor der Be-
schlussfassung durch den Regierungs-
rat oder den Landrat auf ihre finanziel-
le und wirtschaftliche Tragweite» über-
prüfen. Die Prüfung erstrecke sich auf
«die wesentlichen materiellen Grund-
sätze der Haushaltsführung» sowie auf
die «Einhaltung der Kompetenzord-
nung». In den Berichten sei dann zwin-
gend ein Hinweis auf diese Stellung-
nahme aufzunehmen.

Baselland wäre nicht erster Kanton
Obwohl ein Grossteil der Vorlagen

die Finanzen betreffe, merke man
kaum, dass die Finanzdirektion invol-
viert sei. «Seit ich im Landrat bin, hat
sich Adrian Ballmer erst drei oder vier
Mal zu Vorlagen anderer Direktionen

geäussert», sagt Weibel, der seit 2010
im Parlament sitzt. Ein Vergleich mit
den Nachbarkantonen zeigt, dass sein
Anliegen durchaus mehrheitsfähig ist.
Sowohl in Basel-Stadt als auch im Aar-
gau ist im Finanzhaushaltsgesetz fest-
gehalten, dass die Finanzdirektion die
Vorlagen aus den anderen Direktionen

prüft. Der Bottminger Rechtsbürgerli-
che ist daher überzeugt, dass er –
wenn nicht die Linke – so doch die Mit-
teparteien und Grünen von seinem
Anliegen überzeugen kann. Bei der
FDP löst er zwar keine helle Begeiste-
rung aus, aber Fraktionspräsident Rolf
Richterich hält den Vorschlag zumin-

dest für prüfenswert. «Aber nicht,
wenn es um jährliche Ausgaben von
nur 100 000 Franken geht.» Weibel be-
harrt aber darauf, dass der Finanzdi-
rektor in jedem Fall dazu angehalten
ist, einen Mitbericht zu verfassen.
«Sonst scheut er sich, in die Arbeit der
anderen Direktionen einzugreifen.» Er-

wartungsgemäss skeptisch ist die SP-
Fraktionspräsidentin Kathrin Schwei-
zer. Sie findet nicht, dass die Verant-
wortung einer einzigen Direktion in
die Schuhe geschoben werden soll.
Wenn es aber das Ziel Weibels sei, die
Gesetze an diejenigen des Kantons Ba-
sel-Stadt anzugleichen, dann habe sie
keine Vorbehalte. «Im Sinne einer An-

näherung an eine Kantonsfusion wür-
de ich diesen Schritt sicher begrüssen»,
scherzt sie. Ihr Parteikollege und Präsi-
dent der Finanzkommission, Marc Jo-
set, findet, dass die SVP-Motion übers
Ziel hinausschiesst. «Ein solches Preis-
schild ist bei vielen Vorlagen gar nicht
praktikabel», sagt er und nennt die
Aufgabenverteilung zwischen Gemein-
den und Kanton als Beispiel. Joset ist
der Überzeugung, dass die einzelnen
Direktionen heute schon die Kosten
im Griff hätten. Das sei schliesslich ih-
re Pflicht.

Joset gibt dem Vorstoss Weibels
kaum Chancen, zumal die Motion das
stärkste parlamentarische Instrument
ist. «Ich hätte lieber mit einem Postulat
angefangen.» Weibel selbst aber
scheint dafür die Geduld zu fehlen. Er
beantragt, dass die Bearbeitungszeit
für seinen Vorstoss auf drei Monate
verkürzt wird.

Zu jeder neuen Vorlage ein Preisschild

VON LEIF SIMONSEN

SVP-Vorstoss Das Parlament soll künftig genau wissen, wie teuer eine Vorlage zu stehen kommt – die Linke ist skeptisch

«Im Sinne einer Annä-
herung an eine Kan-
tonsfusion würde ich
dies begrüssen.»
Kathrin Schweizer, SP-Landrätin

Die SVP glaubt, dass der Landrat bei der totalen Kostentransparenz vor überflüssigen Ausgaben zurückschreckt.
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Die Bewohner des Alters- und Pfle-
geheims Gelterkinden blicken seit
Wochen auf ein grosses Loch im
braunen Erdmatsch: Bis hier der ge-
plante Neubau entsteht, dürfte es
nun noch ein paar weitere Wochen
dauern. Das Kantonsgericht in Lies-
tal hat gestern die Vergabe der Bau-
meisterarbeiten kritisiert und den
Auftrag einer anderen Firma gege-
ben, weil sich die Altersheimstif-
tung der Bürgergemeinde Gelter-
kinden nicht an ihre eigenen Aus-
schreibungsregeln gehalten hatte.

Im vergangenen April hatte die
Altersheim-Stiftung die Bauarbei-
ten im Amtsblatt ausgeschrieben,
dabei sind der Preis mit 60 Prozent
und das Terminprogramm mit 20
Prozent gewichtet worden. Vorgege-
ben waren der Anfangs- und
Schlusstermin der Bauarbeiten so-
wie ein einziger Zwischentermin
für das Erdgeschoss mit Decke.
Zwei Firmen aus Sissach und Fül-
linsdorf hatten bei einem Gesamt-
preis von knapp fünf Millionen
Franken offeriert, die Firma aus Fül-
linsdorf war leicht günstiger.

Kürzere Nettobauzeit
Beide hatten ein Bauprogramm

vorgelegt, bei dem die vorgeschriebe-
nen Termine eingehalten würden.
Die Firma aus Sissach allerdings ging
weiter: Im Projektplan zeigte sie wei-
tere Abhängigkeiten zwischen ver-
schiedenen Bauetappen auf, wies
Pufferzonen (etwa für das Aushärten
des Betons oder Feiertage) aus und
warb mit einer kürzeren «Nettobau-
zeit»: Bei gleichem Endtermin wären
die tatsächlichen Bauzeiten und da-

mit etwa auch die Lärmbelastung
kürzer.

Die Altersheim--Stiftung als Verga-
bebehörde bewertete dies mit einer
höheren Note und gab deshalb den
Auftrag an die Firma aus Sissach.
Doch genau das geht nicht, fanden
gestern die fünf Richter einstimmig.

«Damit ist ein unzulässiges Subkri-
terium eingeführt worden, nach Treu
und Glauben hat man diese Punkte
nicht in der Ausschreibung finden
können», meinte etwa Kantonsrich-
ter Markus Clausen. «Wenn Subkrite-
rien angewendet werden, dann sind
sie vorher bekannt zu geben. Offert-
geber müssen wissen, was für den
Auftraggeber das wirtschaftlich güns-
tigste Angebot ist», sagte auch Kan-
tonsrichter Stefan Schulthess.

Für Vergabe disqualifiziert
Damit galt die ausgewählte Firma

automatisch als für das Vergabever-
fahren disqualifiziert. Die fünf Rich-
ter beschlossen ebenfalls einstim-
mig, die Sache nicht an die Alters-
heim-Stiftung zurückzuweisen, son-
dern vergaben den Auftrag direkt an
die zuvor unterlegene Firma aus Fül-
linsdorf.

Weder die Vertreter der Stiftung
noch die beteiligten Firmen wollten
nach dem Gerichtsurteil sagen, wie
es nun weitergeht. Falls jetzt unterle-
gene Firma aus Sissach auf einen
Weiterzug ans Bundesgericht ver-
zichtet, könnten die Bauarbeiten
rasch beginnen. Falls zuerst das
schriftliche Urteil abgewartet wird,
dürfte wohl frühestens im November
weitergebaut werden. Ende Juni ver-
fügte das Gericht faktisch einen Bau-
stopp, indem es der Beschwerde die
aufschiebende Wirkung zusprach.
Seither hat die Altersheimstiftung je-
den Monat durch die geringere Bet-
tenkapazität Mindereinnahmen von
rund 150 000 Franken. Auch die ge-
samten Gerichts- und Anwaltskosten
gehen nun zu ihren Lasten.

Altersheim Das Kantonsgericht
hat die Vergabe von Bauarbei-
ten aufgehoben und direkt ei-
nen Konkurrenten beauftragt.

VON PATRICK RUDIN

Klägerfirma darf in
Gelterkinden bauen Pratteln Auffahrunfall mit

drei Autos auf der A 2
Auf der A 2 bei Pratteln in Fahrtrichtung
Basel fuhren gestern vormittag drei
Autos aufeinander auf. Eine 26-jährige
Lenkerin wurde leicht verletzt. Zwei der
drei Fahrzeuge wurden stark beschä-
digt; es entstand beträchtlicher Sach-
schaden. Zwei Fahrspuren blieben für
knapp eine Stunde gesperrt. (BZ)

Sparpaket VPOD dagegen,

Handelskammer dafür
Die Idee der Regierung, einzelne Mass-
nahmen des an der Urne gescheiterten
Entlastungsrahmengesetzes wieder
vors Parlament zu bringen, stösst auf
geteiltes Echo. Die Handelskammer
beider Basel begrüsst den Entscheid
und schlägt selbst weitere Massnah-
men vor, unter anderem mehr Ge-
meindeautonomie und mehr externe

Staatsdienstleistungen. Der VPOD hält
die Regierung für «unbelehrbar»; ihr
Vorgehen sei «undemokratisch» und
«feige». Er fordere eine Haushaltsanie-
rung auch auf Einnahmenseiten. (BZ)

Münchenstein Zwei

Einbrecher festgenommen
Die Baselbieter Polizei hat am Dienstag
in Münchenstein zwei mutmassliche
Einbrecher festgenommen. Die beiden
Serben im Alter von 28 und 33 Jahren
hätten zugegeben, in der Schweiz Ein-
brüche verüben zu wollen. Der 33-Jäh-
rige war wegen eines Einbruchs zur
Verhaftung ausgeschrieben. (SDA)

Birsfelden Dieb entreisst

95-Jähriger Handtasche
Ein Unbekannter entriss gestern einer
95-Jährigen in Birsfelden die Handta-
sche. Die Rentnerin hatte zuvor Geld
abgehoben, wobei sie offensichtlich
beobachtet wurde. Der Täter flüchtete
Richtung Wartenbergstrasse. (SDA)

Nachrichten

Dem Füllinsdörfer FDP-Land-
rat und Wirtschaftskammer-
Direktor Christoph Buser
schwant Übles, wenn er an
die renaturierte Rheinstrasse
denkt, wie sie gemäss demo-
kratischem Landratsbeschluss
dereinst aussehen soll.
«Baumreihen», «Baumgrup-
pen» oder gar «markanten
und somit sehr grossen Ein-
zelbäumen» wolle der Kanton
die freiwerdenden Flächen
überlassen. Wo «ventilfreie»
Gastarbeiter gestern des Kan-
tons unbestreitbar schönste
Fernverkehrsstrasse ins Nie-
derschönthal frästen und heu-
te das reine (Geschäfts-)Le-
ben pulsiert, soll morgen wie-
der ein Urwald stehen? Das
kann der taufrische Wirt-
schaftskammer-Direktor nicht
zulassen. Per Postulat aus sei-
nem Füllinsdörfer Einfamili-
enhaus in Hanglage gut 700
Meter von der Rheinstrasse
entfernt fordert er deshalb die
Regierung auf, dem Urwuchs
nicht auch noch gesetzlichen
Schutz zu geben. Der Kanton
solle im Sinne der Wirt-
schaftsförderung die Flächen
wieder dem Bau von Gewer-
beniederlassungen zurückge-
ben. Schliesslich suche der
Kanton doch händeringend
nach gut erschlossenen Ge-
werbeflächen. Deshalb fordert
auch die bz: Betonklötze statt
Bäume! Gut erschlossenen
Erholungsraum hat schliess-
lich jeder Rheinstrassen-An-
lieger (Ja, da WOHNEN auch
noch Menschen!) genug auf
dem Balkon. Sonst kommt
am Ende noch jemand auf die
Idee und fordert nach dem
Rückbau frische Luft an der
Rheinstrasse! (BOB)

Zwischenruf

Kein Urwald 

an der Strasse!


